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Die Überarbeitung des seit 20 Jahren bewährten „Leitfaden“ (eine Arbeitshilfe für alle Schiedspersonen in Niedersachsen) ist abgeschlossen und kann bei der Geschäftsstelle der Bezirksvereinigung Lüneburg (http://www.bds-lueneburg.de/ Geschäftsstelle) angefordert werden.
Rudolf Noeres und Uwe Martens bei der Überarbeitung des „Leitfadens“
Streit unter Nachbarn nicht mehr sofort vor Gericht

Das neue Niedersächsische Schlichtungsgesetz (NSchlG) ist ab 01.01.2010 in Kraft 

Neues Gesetz kontra Klagewut
„Es kann der Frömmste nicht in Frieden leben, wenn es dem bösen Nachbarn nicht gefällt“, geht ein altes Sprichwort auf gestörte nachbarschaftliche Beziehungen ein. Der Streit um einen Maschendrahtzaun machte weltweit Schlagzeilen und fand sogar in Hitparaden Einzug. Auch in einigen Fernsehserien spielte der Nachbarschaftsstreit und die Versuche von Rechtsanwälten und Mediatoren, ihn zu schlichten, die wesentlichen Rollen. 

Oft genügen überhängende Äste, die stinkende Abfalltonne in der Nähe des Schlafzimmerfensters des Nachbarn oder das behindernde Parken gegenüber der Einfahrt zur Garage, um das Verhältnis zwischen Nachbarn auf Jahre zu schädigen. Viele solcher „Kleinigkeiten“ landen schnell vor Gericht. Dem wurde seit dem 1. Januar 2010 mit dem neuen „Niedersächsischen Gesetz zur obligatorischen außergerichtlichen Streitschlichtung (NSchlG)“ zumindest der Versuch, sich gütlich zu einigen, vorgeschaltet. 
Das gleiche gilt für Ehrverletzungen, die nicht in Presse oder Rundfunk begangen wurden und bei Verstößen gegen das Gleichbehandlungsgesetz. 

In erster Linie zuständig, den Streit zu schlichten, sind die ehrenamtlich tätigen Schiedspersonen der Städte und Gemeinden, deren Hauptaufgabe dies bereits seit Jahrzehnten ist. Allerdings müsste eine der streitenden Parteien sie zur Schlichtung anrufen. Jetzt ist dieses Verfahren obligatorisch, bevor eine Klage vor Gericht zulässig ist. 
Die Schiedsmänner und Schiedsfrauen des Landgerichtsbezirks Lüneburg wurden bei ihrer Jahreshauptversammlung in Amelinghausen mit dem neuen Gesetz, den Änderungen des „Niedersächsischen Gesetzes über gemeindliche Schiedsämter“ (NSchÄG)  sowie den dazu gehörenden Verwaltungsbestimmungen vertraut gemacht. 
„Dieses neue Gesetz hat endlich die Regelungen gebracht, für die wir Jahre gekämpft haben“, stellte Bezirksvorsitzender Rudolf Noerres fest. 
Fünf Niedersächsische Justizminister seien ins Land gegangen, bis die durch ein Bundesgesetz möglich gemachte Regelung der obligatorischen Streitschlichtung im Nachbarschaftsrecht verwirklicht worden sei. 
Dass dazu ein neues Gesetz erlassen wurde, sei aus Sicht der Schiedspersonen nicht unbedingt notwendig gewesen. „Eine Ergänzung des Niedersächsischen Schiedsämtergesetzes hätte genügt.“ 
Doch dann wären die Schiedspersonen alleine zuständig gewesen. Mit dem neuen Schlichtungsgesetz sind die Schiedsämter zur „Regelschlichtungsstelle“ geworden. Die Betroffenen können jedoch auch andere von der Landesjustizbehörde anerkannte Gütestellen oder beruflich als Streitschlichter tätige Mediatoren anrufen. 
Diesen gegenüber hätten die Schiedsämter der Gemeinden jedoch mehrere Vorzüge, stellten die ehrenamtlichen Streitschlichter fest. Erstens seien sie mit ihren Gebühren von fünfzehn bis maximal 50 Euro günstiger als alle anderen Stellen. Außerdem hätten sie langjährige Erfahrungen und als Einzige die Möglichkeit, den Antragsgegner unter Androhung eines Ordnungsgeldes für das Nichterscheinen zu der Verhandlung zu laden. 
Zur Sache: Schiedsämter gibt es in allen Gemeinden und Städten. Die Schiedsfrauen und Schiedsmänner werden vom Gemeinderat oder Rat der Stadt gewählt und durch die Direktorin oder den Direktor des Amtsgerichts bestätigt. Diese führen auch unmittelbar die dienstliche und fachliche Aufsicht. Die fachlichen Kenntnisse erwirbt die Schiedsperson auf Grundlehrgängen und Weiterbildungen. Viele von ihnen haben zusätzlich die Ausbildung zu Mediatoren gemacht. Schlichtungsverhandlungen, für die nicht die Arbeitsgerichte zuständig sind, können bei ihnen in allen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, beantragt werden. Mit dem neuen Gesetz sind die Schlichtungen in allen Nachbarrechtsstreitigkeiten obligatorisch. Das Gleiche gilt bereits seit langem in bestimmten Strafsachen wie Hausfriedensbruch, Beleidigung und einfacher Körperverletzung bevor gerichtliche Privatklage erhoben werden kann.
Die Gebühren betragen zwischen 15 und 50 Euro pro Verfahren. Hinzu kommen Dokumentenpauschalen und Erstattung notwendiger Auslagen wie Portogebühren und Telefonkosten. Sprechzeiten oder Adressen der Schiedspersonen sind über die Gemeinden zu erfahren.
Der Vorsitzende der Bezirksvereinigung für den Landgerichtsbezirk Lüneburg Rudolf Noeres und der Geschäftsführer Uwe Martens hatten sich sofort nach Inkrafttreten der Gesetze und der Verwaltungsvorschriften an der Überarbeitung des seit 20 Jahren bewährten „Leitfaden“ (eine Arbeitshilfe für alle Schiedspersonen in Niedersachsen) gemacht. 
Hier wurden das neue Niedersächsische Schlichtungsgesetz (NSchlG) sowie die Änderungen des Niedersächsischen Schiedsämtergesetz (NSchÄG) mit den entsprechenden Verwaltungsvorschriften eingearbeitet, auch die sonstigen Inhalte des „alten“ Leitfadens finden sich in der neuen Ausgabe wieder (Niedersächsisches Nachbarrechtsgesetz - Auszüge aus dem BGB - Muster für die Praxis - Gebühren der          Rechtsanwälte im Schlichtungsverfahren - Hinweise und Anleitungen für neu ins Amt gekommene Schiedspersonen – Entwicklung des Schiedsamtswesens usw.). 
Uwe Martens
